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17.400  s � Parlamentarische Initiative. Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung (WAK-S)            (Differenzen)

-  1  -
Ständerat / Nationalrat
Wintersession 2024

Entwurf der 
Kommission für 
Wirtschaft und 
Abgaben des 
Ständerates

vom 27. Mai 
2021

Stellungnahme
des 
Bundesrates

vom 25. August  
2021

Zustimmung 
zum Entwurf 
der Kommissi-
on, wo nichts 
vermerkt ist

Beschluss
des 
Ständerates

vom 21. Sept- 
ember 2021

Zustimmung 
zum Entwurf 
der Kommissi-
on, wo nichts 
vermerkt ist

Beschluss des Nationalrates

vom 29. September 2022

Eintreten und Rückweisung an die 
Kommission mit folgendem Auftrag: 
Die Vorlage sei so zu überarbeiten, dass 
sie ihrer eigentlichen Zielsetzung ent-
spricht und dabei systematisch wichtige 
Grundsätze berücksichtigt. Dazu gehört 
insbesondere das Anstreben eines 
vollständigen Systemwechsels, die 
Beachtung des verfassungsmässigen 
Grundsatzes der Wohneigentumsförde-
rung und der verfassungsrechtlichen 
Vorgaben zur Verhinderung unzulässiger 
Disparitäten zwischen Mieterinnen und 
Mietern und Wohneigentümerinnen und 
Wohneigentümern. 
Aufgrund der Komplexität dieser Vorlage 
sei durch die Kommission für die detaillier-
ten Abklärungen der gewichtigen Anforde-
rungen die Einsetzung einer Subkommis-
sion zu prüfen. Die Kantone seien in die 
Lösungsfindung miteinzubeziehen. 
Schliesslich sei die Kommission dazu auf-
gefordert, gemeinsam mit der eidgenössi-
schen Steuerverwaltung das Datenmate-
rial zur Berechnung der finanzpolitischen 
Auswirkungen zu präzisieren und dem 
Nationalrat für die Beratung dieser Vorlage 
ebenfalls zugrunde zu legen.

Beschluss
des Nationalrates

vom 14. Juni 2023

Zustimmung zum Beschluss des  
Ständerates, wo nichts vermerkt ist

Beschluss 
des 
Ständerates

vom 14. Dezem-
ber 2023

Zustimmung zum 
Beschluss des 
Nationalrates, 
wo nichts 
vermerkt ist

Beschluss 
des 
Nationalrates

vom 25. Septem-
ber 2024

Zustimmung zum 
Beschluss des 
Ständerates, wo 
nichts vermerkt ist

Beschluss 
des 
Ständerates

vom 12. Dez- 
ember 2024

Zustimmung 
zum Beschluss 
des Nationalra-
tes, wo nichts 
vermerkt ist

Beschluss 
des 
Nationalrates

vom 16. Dezem-
ber 2024 

Zustimmung zum 
Beschluss des 
Ständerates, wo 
nichts vermerkt 
ist

Antrag der Eini-
gungskonferenz

vom 17. Dezember 
2024

e-parl 17.12.2024 09:28



-  2  -

Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

Bundesge-
setz  
über den 
System-
wechsel bei 
der Wohnei-
gentumsbe-
steuerung

vom ...

Die Bundesver-
sammlung der 
Schweizerischen 
Eidgenossen-
schaft,
nach Einsicht in 
den Bericht der 
Kommission für 
Wirtschaft und 
Abgaben des 
Ständerates vom 
27. Mai 20211 
und in die Stel-
lungnahme des 
Bundesrates vom 
25. August 20212,
beschliesst:

1		 BBl 2021 1631
2		 BBl 2021 2076
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

I
Die nachstehen-
den Erlasse wer-
den wie folgt 
geändert: 

1. Bundes-
gesetz vom 
14. Dezember 
19903 über die 
direkte 
Bundessteuer 

Art. 21 Abs. 1 
Bst. b und 2
1 Steuerbar sind 
die Erträge aus 
unbeweglichem 
Vermögen, insbe-
sondere: 

3		 SR 642.11

I I I I I I I I

1. ... 1. ... 1. ... 1. ...1. ... 1. ... 1. ... 1. ...

Art. 21Art. 21Art. 21 Art. 21 Art. 21 Art. 21Art. 21Art. 21 Art. 21

¹ ... 1 ... 1 ...1 ...1 ...1 Steuerbar sind 
die Erträge aus 
unbeweglichem 
Vermögen, insbe-
sondere:

¹ ... ¹ ... 1 ...

a.	 alle Einkünfte 
aus Vermiet-
ung, Ver-
pachtung, 
Nutzniessung 
oder sonsti-
ger Nutzung;
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

b.	 der Mietwert 
von Zweitlie-
genschaften 
oder Zweitlie-
genschaftstei-
len, die der 
steuerpflichti-
gen Person 
aufgrund von 
Eigentum 
oder eines 
unentgeltli-
chen Nut-
zungsrechts 
für den Eigen-
gebrauch zur 
Verfügung 
stehen 
(selbstgenutz-
te Zweitlie-
genschaften);

b.	 Aufgehoben b.	 Festhaltenb.	 Festhaltenb.	 der Mietwert 
von Liegen-
schaften oder 
Liegen-
schaftsteilen, 
die dem 
Steuerpflicht-
igen aufgrund 
von Eigentum 
oder eines 
unentgeltli-
chen Nutz-
ungsrechts 
für den Eigen-
gebrauch zur 
Verfügung 
stehen;

b.	 Festhaltenb.	 Gemäss 
Bundesrat

b.	 Festhalten b.	 Aufgehobenb.	 Gemäss 
Entwurf der 
Kommission

c.	 Einkünfte aus 
Baurechtsver-
trägen;

d.	 Einkünfte aus 
der Aus-
beutung von 
Kies, Sand 
und anderen 
Bestandteilen 
des Bodens.
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-  5  -

Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

2 Die Festlegung 
des Mietwerts 
von selbstgenutz-
ten Zweitliegen-
schaften erfolgt 
unter Berücksich-
tigung der ortsüb-
lichen Verhältnis-
se. 
 
 

 
 
 
 
 

2 Die Festsetzung 
des Eigenmiet-
wertes erfolgt 
unter Berück-
sichtigung der 
ortsüblichen Ver- 
hältnisse und der 
tatsächlichen 
Nutzung der am 
Wohnsitz selbst
bewohnten 
Liegenschaft.

2 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32a 
Sachüberschrift 
und Abs. 1 Einlei-
tungssatz DBG, 
Art. 7 Abs. 1 
erster Satz und 
Art. 9a StHG)

2 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32a 
Sachüberschrift 
und Abs. 1 Einlei-
tungssatz DBG, 
Art. 7 Abs. 1 
erster Satz und 
Art. 9a StHG)

2 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32a 
Sachüberschrift 
und Abs. 1 Einlei-
tungssatz DBG, 
Art. 7 Abs. 1 
erster Satz, Art. 
9a StHG und Ziff. 
II Abs. 1bis)

² Aufgehoben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32a 
Sachüberschrift 
und Abs. 1 Einlei-
tungssatz DBG, 
Art. 7 Abs. 1 
erster Satz und 
Art. 9a StHG)

2 Gemäss Ent-
wurf der Kommis-
sion 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32a 
Sachüberschrift 
und Abs. 1 Einlei-
tungssatz DBG, 
Art. 7 Abs. 1 
erster Satz und 
Art. 9a StHG)

2 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32a 
Sachüberschrift 
und Abs. 1 Einlei-
tungssatz DBG, 
Art. 7 Abs. 1 
erster Satz, Art. 
9a StHG und Ziff. 
II Abs. 1bis)

² Gemäss 
Bundesrat 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32a 
Sachüberschrift 
und Abs. 1 Einlei-
tungssatz DBG, 
Art. 7 Abs. 1 
erster Satz und 
Art. 9a StHG)

² Aufgehoben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32a 
Sachüberschrift 
und Abs. 1 Einlei-
tungssatz DBG, 
Art. 7 Abs. 1 
erster Satz, Art. 
9a StHG und Ziff. 
II Abs. 1bis)

e-parl 17.12.2024 09:28



-  6  -

Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

Art. 32a     
Selbstgenutzte 
Zweitliegenschaf-
ten sowie vermie-
tete oder ver-
pachtete 
Liegenschaften
1 Bei selbstge-
nutzten Zweitlie-
genschaften 
sowie vermiete-
ten oder verpach-
teten Liegen-
schaften im 
Privatvermögen 
können abgezo-
gen werden:
a.	 die Unter-

haltskosten;
b.	 die Kosten 

der Instand-
stellung von 
neu erworbe-
nen Liegen-
schaften;

c.	 die Versiche-
rungsprämi-
en;

d.	 die Kosten 
der Verwal-
tung durch 
Dritte.

2 Die steuerpflich-
tige Person kann 
anstelle der tat-
sächlichen Kos-
ten und Prämien 
einen Pauschal-
abzug geltend 
machen. Der 

Art. 32a      Titel: 
Gemäss  
Bundesrat

Art. 32a      Titel: 
Festhalten

Art. 32a      Titel: 
Festhalten

Art. 32a     Ver-
mietete oder 
verpachtete Lie-
genschaften 

Art. 32a     Ver-
mietete oder 
verpachtete Lie-
genschaften 

Art. 32a      Titel: 
Festhalten

Art. 32a      Titel: 
Festhalten

Art. 32a      Titel:  
Gemäss Entwurf 
der Kommission

1 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

¹ Bei vermieteten 
oder verpachte-
ten Liegenschaf-
ten im Privatver-
mögen können 
abgezogen wer-
den: 
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

¹ Bei vermieteten 
oder verpachte-
ten Liegenschaf-
ten im Privatver-
mögen können 
abgezogen wer-
den: 
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Gemäss  
Entwurf der  
Kommission 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Gemäss  
Bundesrat 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

e-parl 17.12.2024 09:28
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

Bundesrat regelt 
diesen Pauschal-
abzug.
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

Art. 33 Abs. 1 
Bst. a  

1 Von den Ein-
künften werden 
abgezogen:
a.	 Aufgehoben

Art. 33 Art. 33 Art. 33Art. 33Art. 33	 Schuld-
zinsen und ande-
re Abzüge

Art. 33 Art. 33 Art. 33Art. 33

1 ...¹ ... 1 ...¹ ...1 Von den Ein-
künften werden 
abgezogen:

1 ...1 ... 1 ...¹ ...

a.	 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(siehe Art. 9 Abs. 
2 Bst. a StHG)

a.	 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(siehe Art. 9 Abs. 
2 Bst. a StHG)

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Umfang 
von 70 Pro-
zent der nach 
den Arti-
keln 20, 20a 
und 21 steu-
erbaren Ver-
mögenserträ-
ge. Nicht 
abzugsfähig 
...

(= frühere  
Minderheit Ettlin 
Erich) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
(siehe Art. 9 Abs. 
2 Bst. a StHG)

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Verhältnis 
aller in der 
Schweiz ge- 
legenen un-
beweglichen 
Vermögens-
werte, ausge-
nommen die 
Liegenschaft-
en oder 
ebensolche 
Liegenschaft-
steile, die der 
steuerpflich-
tigen Person 
aufgrund von 
Eigentum 
oder eines 
unentgeltli-
chen Nutz-
ungsrechts 
für den Eigen-
gebrauch zur 
Verfügung 
stehen, zu 
den gesam-
ten Vermö-
genswerten. 
Nicht abzugs-
fähig ...

(siehe Art. 9 Abs. 
2 Bst. a StHG)

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Umfang 
der nach den 
Artikeln 20, 
20a und 21 
steuerbaren 
Vermögens-
erträge und 
weiterer 
50 000 Fran-
ken. Nicht 
abzugsfähig 
sind Schuld-
zinsen für 
Darlehen, die 
eine Kapital-
gesellschaft 
einer an ih-
rem Kapital 
massgeblich 
beteiligten 
oder ihr sonst 
wie nahe 
stehenden 
natürlichen 
Person zu 
Bedingungen 
gewährt, die 
erheblich von 
den im Ge-
schäftsver-
kehr unter

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Verhältnis 
aller in der 
Schweiz ge- 
legenen un-
beweglichen 
Vermögens-
werte, ausge-
nommen die 
Liegenschaft-
en oder 
ebensolche 
Liegenschaft-
steile, die der 
steuerpflich-
tigen Person 
aufgrund von 
Eigentum 
oder eines 
unentgeltli-
chen Nutz-
ungsrechts 
für den Eigen-
gebrauch zur 
Verfügung 
stehen, zu 
den gesam-
ten Vermö-
genswerten. 
Nicht abzugs-
fähig ...

(siehe Art. 9 Abs. 
2 Bst. a StHG)

a.	 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(siehe Art. 9 Abs. 
2 Bst. a StHG)

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Umfang 
von 40 Pro-
zent der nach 
den Arti-
keln 20, 20a 
und 21 steu-
erbaren Ver-
mögenserträ-
ge. Nicht 
abzugsfähig 
... 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(siehe Art. 9 Abs. 
2 Bst. a StHG)

a.	 Gemäss  
Bundesrat 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(siehe Art. 9 Abs. 
2 Bst. a StHG)
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-  9  -

Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

	 Dritten übli-
chen Beding-
ungen abwei-
chen;

b.	 die dauern-
den Lasten 
sowie 40 
Prozent der 
bezahlten 
Leibrenten;

c.	 die Unter-
haltsbeiträge 
an den ge-
schiedenen, 
gerichtlich 
oder tatsäch-
lich getrennt 
lebenden 
Ehegatten 
sowie die 
Unterhalts-
beiträge an 
einen Eltern-
teil für die 
unter dessen 
elterlichen 
Sorge stehen-
den Kinder, 
nicht jedoch 
Leistungen in 
Erfüllung 
anderer fami-
lienrechtlicher 
Unterhalts- 
oder Unter
stützungs-
pflichten;
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-  10  -

Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

d.	 die gemäss 
Gesetz, 
Statut oder 
Reglement 
geleisteten 
Einlagen, 
Prämien und 
Beiträge an 
die Alters-, 
Hinterlassen-
en- und 
Invalidenver-
sicherung und 
an Einricht-
ungen der 
beruflichen 
Vorsorge;

e.	 Einlagen, 
Prämien und 
Beiträge zum 
Erwerb von 
vertraglichen 
Ansprüchen 
aus aner-
kannten 
Formen der 
gebundenen 
Selbstvor-
sorge; der 
Bundesrat 
legt in Zu
sammenar-
beit mit den 
Kantonen die 
anerkannten 
Vorsorge-
formen und 
die Höhe der 
abzugsfähi-
gen Beiträge 
fest;
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

f.	 die Prämien 
und Beiträge 
für die Er-
werbsersatz-
ordnung, die 
Arbeitslosen
versicherung 
und die obli-
gatorische 
Unfallver-
sicherung;

g.	 die Einlagen, 
Prämien und 
Beiträge für 
die Lebens-, 
die Kranken- 
und die nicht 
unter Buch-
stabe f fallen-
de Unfallver-
sicherung 
sowie die 
Zinsen von 
Sparkapital-
ien der steu-
erpflichtigen 
Person und 
der von ihr 
unterhalten- 
en Personen, 
bis zum Ge-
samtbetrag 
von:
1.	 3500 

Fran-ken 
für Ehe-
paare, die 
in recht-
lich und 
tatsächlich 
ungetren- 
nter Ehe 
leben,
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

2.	 1700 
Franken 
für die 
übrigen 
Steuer-
pflichti-
gen;

h.	 die Krank-
heits- und 
Unfallkosten 
des Steuer-
pflichtigen 
und der von 
ihm unterhal-
tenen Person-
en, soweit der 
Steuerpflicht-
ige die Kos-
ten selber 
trägt und 
diese 5 Pro-
zent der um 
die Aufwen- 
dungen (Art.  
26–33) ver-
minderten 
steuerbaren 
Einkünfte 
übersteigen;

hbis. die behinde-
rungsbeding-
ten Kosten 
des Steuer-
pflichtigen 
oder der von 
ihm unterhal-
tenen Perso-
nen mit Be-
hinderungen 
im Sinne des 
Behinderten-
gleichstel-
lungsgeset-
zes
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

	 vom 13. Dez-
ember 2002, 
soweit der 
Steuer-
pflichtige die 
Kosten selber 
trägt;

i.	 die Mitglieder-
beiträge und 
Zuwend-
ungen bis 
zum Ges-
amtbetrag 
von 10 100  
Franken an 
politische 
Parteien, die:
1.	 im Partei-

enregister 
nach Arti-
kel 76a 
des Bun-
desgeset-
zes vom 
17. De
zember 
1976 über 
die politi-
schen 
Rechte 
eingetra-
gen sind, 

2.	 in einem 
kantona-
len Parla-
ment ver- 
treten 
sind, oder
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

3.	 in einem 
Kanton 
bei den 
letzten 
Wahlen 
des kanto-
nalen 
Parla-
ments 
mindes-
tens 3 
Prozent 
der 
Stimmen 
erreicht 
haben;

j.	 die Kosten 
der berufsori-
entierten 
Aus- und 
Weiterbild-
ung, ein-
schliesslich 
der Umschul-
ungskosten, 
bis zum Ge-
amtbetrag 
von 12 000 
Franken, 
sofern:
1.	 ein erster 

Abschluss 
auf der 
Sekun- 
darstufe II 
vorliegt, 
oder
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

2.	 das 20. Le- 
bensjahr 
vollendet ist 
und es sich 
nicht um die 
Ausbild-
ungskosten 
bis zum 
ersten Ab-
schluss auf 
der Sekun-
darstufe II 
handelt.

1bis Die Abzüge 
nach Absatz 1 
Buchstabe g erhö-
hen sich:
a.	 um die Hälfte 

für Steuer-
pflichtige ohne 
Beiträge nach 
Absatz 1 Buch-
staben d und e;

b.	 um 700 Franken 
für jedes Kind 
oder jede unter-
stützungsbe-
dürftige Person, 
für die die steu-
erpflichtige Per- 
son einen Ab-
zug nach Artikel 
35 Absatz 1 
Buchstabe a 
oder b geltend 
machen kann.
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

2 Leben Ehegatten 
in rechtlich und 
tatsächlich unge-
trennter Ehe und 
erzielen beide ein 
Erwerbseinkom-
men, so werden 
vom niedrigeren 
Erwerbseinomen 
50 Prozent, jedoch 
mindestens 8100 
Franken und 
höchstens 13 400 
Franken abgezo-
gen. Als Erwerbs-
einkommen gelten 
die steuerbaren 
Einkünfte aus un-
selbständiger oder 
selbständiger Er-
werbstätigkeit ab-
züglich der Aufwen-
dungen nach den 
Artikeln 26–31 und 
der allgemeinen 
Abzüge nach 
Absatz 1 Buchsta-
ben d–f. Bei erheb-
licher Mitarbeit 
eines Ehegatten im 
Beruf, Geschäft 
oder Gewerbe des 
andern Ehegatten 
oder bei gemein- 
samer selbständi-
ger Erwerbstätig-
keit wird jedem 
Ehegatten die 
Hälfte des gemein-
samen Erwerbsein-
kommens zugewie-
sen. Eine abweich- 
ende Aufteilung ist 
vom Ehepaar nach-
zuweisen.
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

3 Von den Ein-
künften werden ab- 
gezogen die nach-
gewiesenen Kos-
ten, jedoch höchs-
tens 10 100 Frank- 
en, für die Dritt-
betreuung jedes 
Kindes, das das 
14. Altersjahr noch 
nicht vollendet hat 
und mit der steuer-
pflichtigen Person, 
die für seinen Un-
terhalt sorgt, im 
gleichen Haushalt 
lebt, soweit diese 
Kosten in direktem 
kausalem Zusam-
menhang mit der 
Erwerbstätigkeit, 
Ausbildung oder 
Erwerbsunfähigkeit 
der steuerpflichti-
gen Person stehen.
4 Von den einzelnen 
Gewinnen aus der 
Teilnahme an Geld-
spielen, welche 
nicht nach Artikel 
24 Buchstaben 
ibis–j steuerfrei sind, 
werden 5 Prozent, 
jedoch höchstens 
5000 Franken, als 
Einsatzkosten ab-
gezogen. Von den 
einzelnen Ge-
winnen aus der 
Online-Teilnahme 
an Spielbanken-
spielen nach Artikel 
24 Buchstabe ibis 
werden
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Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

die vom Online-
Spielerkonto 
abgebuchten 
Spieleinsätze im 
Steuerjahr, je-
doch höchstens 
25 000 Franken 
abgezogen.
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Recht
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des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

2. Bundesge-
setz vom 14. 
Dezember 
19904 über die 
Harmonisie-
rung der direk-
ten Steuern 
der Kantone 
und Gemein-
den 

Art. 7 Abs. 1 
erster Satz
1 Der Einkom-
menssteuer un-
terliegen alle 
wiederkehrenden 
und einmaligen 
Einkünfte, insbe-
sondere solche 
aus unselbststän-
diger und selbst-
ständiger Er-
werbstätigkeit, 
aus Vermögen-
sertrag, einge-
schlossen die 
Eigennutzung 
von Zweitliegen-
schaften oder 
Zweitliegen-
schaftsteilen 
(selbstgenutzte 
Zweitliegenschaf-
ten), aus Vorsor-
geeinrichtungen 
sowie aus 
Leibrenten. ... 

4		 SR 642.14

2. ... 2. ...2. ...2. ... 2. ... 2. ...2. ... 2. ...

Art. 7 Art. 7Art. 7Art. 7 Grundsatz Art. 7 Art. 7Art. 7 Art. 7 Art. 7

¹ ... 
 
 
 
 
 
 
 

                      ..., 
aus Vermögen-
sertrag, aus Vor-
sorgeeinrichtun-
gen sowie aus 
Leibrenten. …
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Der Einkom-
menssteuer un-
terliegen alle 
wiederkehrenden 
und einmaligen 
Einkünfte, insbe-
sondere solche 
aus unselbständi-
ger und selbstän-
diger Erwerbs
tätigkeit, aus 
Vermögenser-
trag, eingeschlos-
sen die Eigennut-
zung von Grund- 
stücken, aus 
Vorsorgeeinrich-
tungen sowie aus 
Leibrenten. Die 
vom Arbeitgeber 
getragenen Kos-
ten der berufsori-
entierten Aus- 
und Weiterbild- 
ung, einschliess-
lich Umschul- 
ungskosten,

¹ Gemäss  
Entwurf der  
Kommission
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

¹ ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                      ..., 
aus Vermögen-
sertrag, aus Vor-
sorgeeinrichtun-
gen sowie aus 
Leibrenten. …
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

¹ Gemäss  
Bundesrat 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
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stellen unabhän-
gig von deren 
Höhe keine steu-
erbaren Einkünfte 
dar. Dividenden, 
Gewinnanteile, 
Liquidationsüber-
schüsse und 
geldwerte Vortei-
le aus Aktien, 
Anteilen an Ge-
sellschaften mit 
beschränkter 
Haftung, Genos-
senschaftsantei-
len und Partizipa-
tionsscheinen 
(einschliesslich 
Gratisaktien, 
Gratisnennwer-
terhöhungen u. 
dgl.) sind im 
Umfang von 
50 Prozent steu-
erbar, wenn diese 
Beteiligungsrech-
te mindestens 10 
Prozent des 
Grund- oder 
Stammkapitals 
einer Kapitalge-
sellschaft oder 
Genossenschaft 
darstellen. Die 
Kantone können 
eine höhere Be-
steuerung vorse-
hen.

e-parl 17.12.2024 09:28



-  21  -
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Recht
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Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
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1bis Ein bei der 
Rückgabe von 
Beteiligungs-
rechten im Sinne 
von Artikel 4a 
des Bundesge-
setzes vom 
13. Oktober  
1965 über die 
Verrechnungs-
steuer an die 
Kapitalgesell
schaft oder 
Genossenschaft 
erzielter Vermög-
ensertrag gilt in 
dem Jahr als 
relissiert, in wel-
chem die 
Verrechnungs-
steuerforderung 
entsteht (Art. 12 
Abs. 1 und 1bis 
des BG vom 
13. Okt. 1965 
über die 
Verrechnungs-
steuer).
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Recht
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des 
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

1ter Erträge aus 
rückkaufsfähigen 
Kapitalversicher-
ungen mit Ein-
malprämie sind 
im Erlebensfall 
oder bei Rück-
kauf steuerbar, 
ausser wenn 
diese Kapitalver-
sicherungen der 
Vorsorge dienen. 
Als der Vorsorge 
dienend gilt die 
Auszahlung der 
Versicherungs
leistung ab dem 
vollendeten 60. 
Altersjahr des 
Versicherten auf 
Grund eines 
mindestens fünf-
jährigen Vertrags-
verhältnisses, 
das vor Vollend-
ung des 66. Al
tersjahres be-
gründet wurde. In 
diesem Fall ist 
die Leistung 
steuerfrei.
2 Leibrenten 
sowie Einkünfte 
aus Verpfründung 
sind zu 40 
Prozent steuer-
bar.

e-parl 17.12.2024 09:28



-  23  -

Geltendes 
Recht

Entwurf der 
Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
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3 Einkünfte aus 
Anteilen an kol-
lektiven Kapital-
anlagen gemäss 
Kollektivanla-
gengesetz vom 
23. Juni 2006 
(KAG) werden 
den Anlegern 
anteilsmässig 
zugerechnet; 
Einkünfte aus 
Anteilen an kol-
lektiven Kapital-
anlagen mit di-
rektem Grund- 
besitz sind nur 
steuerbar, soweit 
die Gesamter-
träge die Erträge 
aus direktem 
Grundbesitz 
übersteigen.
4 Steuerfrei sind 
nur:
a.	 der Erlös aus 

Bezugs-
rechten, so-
fern die 
Vermögens-
rechte zum 
Privatver
mögen gehö-
ren;

b.	 Kapitalge-
winne auf 
beweglichem 
Privatver-
mögen; vor- 
behalten 
bleibt Artikel 
12 Absatz 2 
Buchstaben a 
und d;
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

c.	 Vermögens-
anfall infolge 
Erbschaft, 
Vermächtnis, 
Schenkung 
oder güter
rechtlicher 
Auseinan-
dersetzung;

d.	 der Vermög-
ensanfall aus 
rückkaufsfähi-
ger privater 
Kapitalver-
sicherung, 
ausgenom-
men aus Frei- 
zügigkeitspo-
licen. Absatz 
1ter bleibt 
vorbehalten;

e.	 Kapitalzahl-
ungen, die bei 
Stellenwech-
sel vom Ar-
beitgeber 
oder von Ein- 
richtungen 
der berufli-
chen Vor-
sorge ausge-
richtet werd- 
en, wenn sie 
der Empfäng-
er innert 
Jahresfrist 
zum Ein-kauf 
in eine Ein-
richtung der 
beruflichen 
Vorsorge oder 
zum Erwerb 
einer Freizüg-
igkeitspolice 
verwendet;
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Recht
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des Ständerates
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des 
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

f.	 Unterstütz-
ungen aus öf-
fentlichen oder 
privaten Mitteln;

g.	 Leistungen in  
Erfüllung famili-
enrechtlicher 
Verpflichtung-
en, ausgenom-
men die vom 
geschiedenen, 
gerichtlich oder 
tatsächlich 
getrennt leben-
den Ehegatten 
erhaltenen 
Unterhaltsbei-
träge sowie die 
Unterhaltsbei-
träge, die ein 
Elternteil für die 
unter seiner 
elterlichen 
Sorge stehen-
den Kinder 
erhält;

h.	 der Sold für 
Militär- und 
Schutzdienst 
sowie das 
Taschengeld für 
Zivildienst;
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
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hbis.	 der Sold der 
Milizfeuerwehr-
leute bis zu 
einem nach 
kantonalem 
Recht bestimm-
ten jährlichen 
Betrag für 
Dienstleist-
ungen im Zu-
sammenhang 
mit der Erfüllung 
der Kernauf-
gaben der 
Feuerwehr 
(Übungen, 
Pikettdienste, 
Kurse, Inspek-
tionen und 
Ernstfallein-
sätze zur 
Rettung, Brand-
bekämpfung, 
allgemeinen 
Schadenwehr, 
Elementar-
schadenbewälti-
gung und der-
gleichen); 
ausgenommen 
sind Pauschal- 
zulagen für 
Kader, 
Funktions-
zulagen sowie 
Entschädigung-
en für administ-
rative Arbeiten 
und für Dienst-
leistungen, 
welche die 
Feuerwehr 
freiwillig er-
bringt;
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des 
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
konferenz

i.	 Zahlungen von 
Genugtuungs-
summen;

k.	 Einkünfte auf-
grund der 
Bundesgesetz-
gebung über 
Ergänzungs-
leistungen zur 
Alters-, Hinter-
lassenen- und 
Invalidenver-
sicherung;

l.	 die Gewinne, 
die in Spiel-
banken mit 
Spielbanken-
spielen erzielt 
werden, die 
nach dem Geld-
spielgesetz vom 
29. September 
2017 (BGS) 
zugelassen 
sind, sofern 
diese Gewinne 
nicht aus selbst-
ständiger 
Erwerbstätigkeit 
stammen;

lbis.	die einzelnen 
Gewinne bis zu 
einem Betrag 
von 1 Million 
Franken oder 
zu einem nach 
kantonalem 
Recht bestimm-
ten höheren 
Betrag aus der 
Teilnahme an 
Grossspielen, 
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des Ständerates
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	 die nach dem 
BGS zugelas-
sen sind, und 
aus der Online-
Teilnahme an 
Spielbanken-
spielen, die 
nach dem BGS 
zugelassen 
sind;

lter.	die Gewinne 
aus Klein-
spielen, die 
nach dem BGS 
zugelassen 
sind;

m.	 die einzelnen 
Gewinne aus 
Lotterien und 
Geschicklich-
keitsspielen zur 
Verkaufsförder-
ung, die nach 
Artikel 1 Absatz 
2 Buchstaben d 
und e BGS 
diesem nicht 
unterstehen, 
sofern die nach 
kantonalem 
Recht be- 
stimmte Grenze 
nicht überschrit-
ten wird;

n.	 Einkünfte auf-
grund des Bun-
desgesetzes 
vom 19. Juni 
2020 über 
Überbrückungs-
leistungen für 
ältere Arbeits-
lose.
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Recht
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Kommission 
des Ständerates

Stellungnahme
des 
Bundesrates

Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
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Art. 9 Abs. 2 Bst. 
a, Abs. 3 und 3bis 

Art. 9 Art. 9Art. 9Art. 9Art. 9   Allge- 
            meines

Art. 9 Art. 9 Art. 9 Art. 9

1 Von den ge-
samten steuerba-
ren Einkünften 
werden die zu 
ihrer Erzielung 
notwendigen 
Aufwendungen 
und die allgemei-
nen Abzüge ab-
gezogen. Für die 
notwendigen 
Kosten für 
Fahrten zwischen 
Wohn- und 
Arbeitsstätte 
kann ein Maxi-
malbetrag festge-
setzt werden.
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2 Allgemeine 
Abzüge sind:
a.	 Aufgehoben

2 Allgemeine 
Abzüge sind:

2 ... 2 ...2 ... 2 ...² ...² ... ² ... 2 ...

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Umfang 
von 40 Pro-
zent der nach 
den Artikeln 7 
und 7a steu-
erbaren Ver-
mögenserträ-
ge; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 33 
Abs. 1 Bst. a 
erster Satz DBG, 
...)

a.	 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 33 
Abs. 1 Bst. a 
erster Satz DBG)

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Verhältnis 
aller im Kan-
ton gelege-
nen unbe-
weglichen 
Vermögens-
werte, ausge-
nommen die 
Liegenschaf-
ten oder 
ebensolche 
Liegen-
schaftsteile, 
die der steu-
erpflichtigen 
Person auf-
grund von 
Eigentum 
oder eines 
unentgeltli-
chen Nut-
zungsrechts 
für den Eigen-
gebrauch zur 
Verfügung 
stehen, zu 
den gesam-
ten Vermö-
genswerten;

(siehe Art. 33 
Abs. 1 Bst. a 
erster Satz DBG, 
...)

a.	 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 33 
Abs. 1 Bst. a 
erster Satz DBG, 
...)

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Umfang 
des nach den 
Artikeln 7 und 
7a steuerba-
ren Vermög-
ensertrages 
und weiterer 
50 000 Fran-
ken;

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Verhältnis 
aller im Kan-
ton gelege-
nen unbe-
weglichen 
Vermögens-
werte, ausge-
nommen die 
Liegenschaf-
ten oder 
ebensolche 
Liegen-
schaftsteile, 
die der steu-
erpflichtigen 
Person auf-
grund von 
Eigentum 
oder eines 
unentgeltli-
chen Nut-
zungsrechts 
für den Eigen-
gebrauch zur 
Verfügung 
stehen, zu 
den gesam-
ten Vermö-
genswerten;

(siehe Art. 33 
Abs. 1 Bst. a 
erster Satz DBG, 
...)

a.	 die privaten 
Schuldzinsen 
im Umfang 
von 70 Pro-
zent der nach 
den Artikeln 7 
und 7a steu-
erbaren Ver-
mögenserträ-
ge;

(= frühere Min-
derheit Ettlin 
Erich) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(siehe Art. 33 
Abs. 1 Bst. a 
erster Satz DBG, 
...)

a.	 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 33 
Abs. 1 Bst. a 
erster Satz DBG)

a.	 Gemäss  
Bundesrat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 33 
Abs. 1 Bst. a 
erster Satz DBG, 
...)

b.	 die dauernden 
Lasten sowie 40 
Prozent der 
bezahlten 
Leibrenten;
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c.	 die Unterhalts-
beiträge an den 
geschiedenen, 
gerichtlich oder 
tatsächlich ge- 
trenntlebenden 
Ehegatten so-
wie die Unter-
haltsbeiträge an 
einen Elternteil 
für die unter 
dessen elterli-
chen Sorge 
stehenden 
Kinder, nicht 
jedoch Leis
tungen in 
Erfüllung ande
rer familien-
rechtlicher 
Unter-halts- 
oder Unter
stützungspflich
ten;

d.	 die gemäss 
Gesetz, Statut 
oder Reglement 
geleisteten 
Einlagen, 
Prämien und 
Beiträge an die 
Alters-, Hinter-
lassenen- und 
Invalidenver-
sicherung und 
an Einricht-
ungen der be- 
ruflichen 
Vorsorge;
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Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Ständerat Nationalrat Einigungs- 
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e.	 Einlagen, 
Prämien und 
Beiträge zum 
Erwerb von 
vertraglichen 
An-sprüchen 
aus anerkann-
ten Formen der 
gebundenen 
Selbstvorsorge, 
bis zu einem 
bestimmten 
Betrag;

f.	 die Prämien 
und Beiträge für 
die Erwerbser-
satzordnung, 
die Arbeits
losenversi
cherung und für 
die obligatori-
sche 
Unfallversicher-
ung;

g.	 die Einlagen, 
Prämien und 
Beiträge für die 
Lebens‑, die 
Kranken- und 
die nicht unter 
Buchstabe f 
fallende Unfall-
versicherung 
sowie die 
Zinsen von 
Sparkapitalien 
des Steuer-
pflichtigen und 
der von ihm 
unterhaltenen 
Personen, bis 
zu einem
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	 nach kantona-
lem Recht be-
stimmten 
Betrag, der 
pauschaliert 
werden kann;

h.	 die Krankheits- 
und Unfall-
kosten des 
Steuerpflich-
tigen und der 
von ihm unter-
haltenen Per-
sonen, soweit 
der Steuer-
pflichtige die 
Kosten selber 
trägt und diese 
einen vom kan-
tonalen Recht 
bestimmten 
Selbstbehalt 
übersteigen;

hbis. die behinde-
rungsbedingten 
Kosten des 
Steuerpflich-
tigen oder der 
von ihm unter-
haltenen Per-
sonen mit 
Behinderungen 
im Sinne des 
Behinderten-
gleichstellungs
gesetzes vom 
13. Dezember 
2002, soweit 
der Steuer-
pflichtige die 
Kosten selber 
trägt;
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i.	 die freiwilligen 
Leistungen von 
Geld und übri-
gen Vermö-
genswerten bis 
zu dem nach 
kantonalem 
Recht bestimm-
ten Ausmass an 
juristische Per-
sonen mit Sitz 
in der Schweiz, 
die im Hinblick 
auf ihre öffentli-
chen oder ge-
meinnützigen 
Zwecke von der 
Steuerpflicht 
befreit sind (Art. 
23 Abs. 1 Bst. 
f), sowie an 
Bund, Kantone, 
Gemeinden und 
deren Anstalten 
(Art. 23 Abs. 1 
Bst. a–c);

k.	 ein Abzug vom 
Erwerbsein-
kommen, das 
ein Ehegatte 
unabhängig 
vom Beruf, 
Geschäft oder 
Gewerbe des 
andern Ehe-
gatten erzielt, 
bis zu einem 
nach kanto
nalem Recht 
bestimmten 
Betrag; ein 
gleichartiger 
Abzug ist zuläs-
sig bei erheb-
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	 licher Mitarbeit 
eines Ehegatten 
im Beruf, Ge-
schäft oder 
Gewerbe des 
andern Ehe-
gatten;

l.	 die Mitglieder-
beiträge und 
Zuwendungen 
bis zu einem 
nach kantona-
lem Recht be-
stimmten Be-
trag an politi- 
sche Parteien, 
die:
1.	 im Parteien-

register 
nach Art-
ikel 76a des 
Bundesge-
setzes vom 
17. Dezem-
ber 1976 
über die 
politischen 
Rechte ein- 
getragen 
sind,

2.	 in einem 
kantonalen 
Parlament 
vertreten 
sind, oder
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3.	 in einem 
Kanton bei 
den letzten 
Wahlen des 
kantonalen 
Parlaments 
mindestens 
3 Prozent 
der Stimmen 
erreicht 
haben;

m.	 die nachgewie-
senen Kosten, 
bis zu einem 
nach kantona-
lem Recht be-
stimmten Be-
trag, für die 
Drittbetreuung 
jedes Kindes, 
das das 
14. Altersjahr 
noch nicht voll-
endet hat und 
mit der steuer-
pflichtigen 
Person, die für 
seinen Unterhalt 
sorgt, im glei-
chen Haushalt 
lebt, soweit 
diese Kosten in 
direktem kausa-
lem Zusam-
menhang mit 
der Erwerbs-
tätigkeit, Aus-
bildung oder 
Erwerbsun-
fähigkeit der 
steuerpflichti-
gen Person 
stehen;
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n.	 die Einsatz-
kosten in der 
Höhe eines 
nach kantona-
lem Recht be-
stimmten Pro-
zentbetrags der 
einzelnen Ge-
winne aus 
Geldspielen, 
welche nicht 
nach Artikel 7 
Absatz 4 Buch-
staben l–m 
steuerfrei sind; 
die Kantone 
können einen 
Höchstbetrag 
für den Abzug 
vorsehen;

o.	 die Kosten der 
berufsorientier-
ten Aus- und 
Weiterbildung, 
einschliesslich 
der Umschul-
ungskosten, bis 
zu einem nach 
kantonalem 
Recht bestimm-
ten Betrag, 
sofern:
1.	 ein erster 

Abschluss 
auf der 
Sekundar-
stufe II vor-
liegt, oder
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3 Bei Liegen-
schaften im 
Privatvermögen 
können die 
Kantone Abzüge 
für Denkmal-
pflege vorsehen. 
Abziehbar sind 
die nicht durch 
Subventionen 
gedeckten 
Kosten denkmal-
pflegerischer 
Arbeiten, sofern 
der Steuer-
pflichtige solche 
Massnahmen 
aufgrund gesetz-
licher Vorschrif-
ten, im Einver-
nehmen mit den 
Behörden oder 
auf deren 
Anordnung hin, 
vorgenommen 
hat. 

2.	 das 20. 
Lebens-
jahr voll-
endet ist 
und es 
sich nicht 
um die 
Ausbild-
ungskos-
ten bis 
zum ers-
ten Ab-
schluss 
auf der 
Sekun-
darstufe II 
handelt.

3 Bei Liegen-
schaften im Pri-
vatvermögen 
können die 
Unterhaltskos-
ten, die Kosten 
der Instand-
stellung von neu 
erworbenen 
Liegenschaften, 
die Versicher-
ungsprämien und 
die Kosten der 
Verwaltung durch 
Dritte abgezogen 
werden. Zudem 
können die 
Kantone Abzüge 
für Umwelt-
schutz, Energie-
sparen und 
Denk-malpflege 
vorsehen. Bei 
den drei letztge-
nannten Abzügen 
gilt folgende 
Regelung:
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a.	 Bei den Investi-
tionen, die dem 
Energiesparen 
und dem Um-
weltschutz die-
nen, bestimmt 
das Eidgenös-
sische Finanz-
departement in 
Zusammen-
arbeit mit den 
Kantonen, wel-
che Investi-
tionen den 
Unterhalts-
kosten gleich-
gestellt werden 
können; den 
Unterhalts-
kosten gleich-
gestellt sind 
auch die Rück-
baukosten im 
Hinblick auf den 
Ersatzneubau.

b.	 Die nicht durch 
Subventionen 
gedeckten 
Kosten denk-
malpflegeri-
scher Arbeiten 
sind abziehbar, 
sofern der 
Steuerpflichtige 
solche Mass-
nahmen auf
grund gesetzli-
cher Vorschrift- 
en, im Einver-
nehmen mit den 
Behörden oder 
auf deren An-
ordnung hin 
vorgenommen 
hat.
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3bis Aufgehoben3bis Investitionen 
und Rückbau-
kosten im Hin-
blick auf einen 
Ersatzneubau 
nach Absatz 3 
Buchstabe a sind 
in den zwei nach-
folgenden Steu-
erperioden ab-
ziehbar, soweit 
sie in der laufen-
den Steuerperi-
ode, in welcher 
die Aufwend-
ungen angefallen 
sind, steuerlich 
nicht vollständig 
berücksichtigt 
werden können.
4 Andere Abzüge 
sind nicht zuläs-
sig. Vorbehalten 
sind die Kinder-
abzüge und 
andere Sozial-
abzüge des kan-
tonalen Rechts.
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Art. 9a     Selbst-
genutzte Zweitlie-
genschaften 
sowie vermietete 
oder verpachtete 
Liegenschaften
1 Bei selbstge-
nutzten Zweitlie-
genschaften 
sowie vermiete-
ten oder verpach-
teten Liegen-
schaften im 
Privatvermögen 
können abgezo-
gen werden:
a.	 die Unter-

haltskosten;
b.	 die Kosten 

der Instand-
stellung von 
neu erworbe-
nen Liegen-
schaften;

c.	 die Versiche-
rungsprämi-
en;

d.	 die Kosten 
der Verwal-
tung durch 
Dritte.

2 Die Kantone 
können die Rück-
baukosten im 
Hinblick auf den 
Ersatzneubau 
zum Abzug zu-
lassen.
3 Die Kosten 
nach Absatz 2 
sind in den zwei 

Art. 9a	 Titel:  
Festhalten

Art. 9a	 Titel:  
Gemäss  
Bundesrat

Art. 9a	 Titel:  
Festhalten

Art. 9a	 Titel:  
Gemäss Entwurf 
der Kommission

Art. 9a	 Titel:  
Festhalten

Art. 9a	       Ver-
mietete oder 
verpachtete Lie-
genschaften 

Art. 9a	 Titel:  
Festhalten

Art. 9a	       Ver-
mietete oder 
verpachtete Lie-
genschaften 

1 Bei vermieteten 
oder verpachte-
ten Liegenschaf-
ten im Privatver-
mögen können 
abgezogen 
werden: 
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Bei vermieteten 
oder verpachte-
ten Liegenschaf-
ten im Privatver-
mögen können 
abgezogen 
werden: 
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Gemäss Ent-
wurf der Kommis-
sion 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1 Gemäss  
Bundesrat 
 
 
 
 

(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)
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nachfolgenden 
Steuerperioden 
abziehbar, soweit 
sie in der Steuer-
periode, in der 
sie angefallen 
sind, steuerlich 
nicht vollständig 
berücksichtigt 
werden können.

II

1 Dieses Gesetz 
untersteht dem 
fakultativen Refe-
rendum. 

2 Der Bundesrat 
bestimmt das 
Inkrafttreten.

II II

1bis Es tritt nur 
zusammen mit 
dem Bundesbe-
schluss über die 
kantonalen Lie-
genschaftssteu-
ern auf Zweitlie-
genschaften1 vom 
... in Kraft.
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1		 22.454

1bis Es tritt nur 
zusammen mit 
dem Bundesbe-
schluss über die 
kantonalen Lie-
genschaftssteu-
ern auf Zweitlie-
genschaften1 vom 
... in Kraft.
(siehe Art. 21 
Abs. 1 Bst. b und 
Abs. 2 DBG, ...)

1		 22.454
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